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Rechte der Kurden in der Türkei
müssen gesichert werden
Anläßlich einer Informationsveranstaltung zu der der SSW im Schleswig-
Holsteinischen Landtag eingeladen hatte - wo eine schleswig-holsteinische
Delegation über die Bürgermeister- und Parlamentswahlen in der Türkei
berichtete - hatte die SSW-Abgeordnete Anke Spoorendonk folgenden
Kommentar:

Karl Otto Meyer sei vor Jahren von den Kurden in Schleswig-Holstein zu
deren Fürsprecher gewählt worden und in dieser Funktion habe er sich auch
für die Rechte des kurdischen Bevölkerungsteils in der Türkei eingesetzt. Der
SSW wolle daher der Delegation die Gelegenheit geben, über ihre
Erfahrungen zu berichten. Die Teilnehmer der Delegation - die Beobachter
und Beauftragte von Gewerkschaften, Parteien und Kirche gesandt wurden -
hatten dargestellt, welchen Repressalien die Kurden während der Wahlen
ausgesetzt waren. Wahlbehinderungen wie z.B. verbrannte Stimmzettel,
Verbot von Wahlkundgebungen oder daß einige Bürgermeisterkandidaten -
der demokratischen Volkspartei "HADEP" - ihren Wahlkreis nicht betreten
durften, seien Beispiele dafür, wie die Kurden in ihrem Recht auf freie
Wahlen beschnitten würden.

"Der SSW lehnt entschieden die Gewalttaten und Terroreinsätze der
kurdischen Arbeitspartei PKK ab - sowohl in Deutschland als auch in der
Türkei. Wir plädieren für eine friedliche und politische Lösung des
Kurdenproblems in der Türkei. Der Krieg im Kosovo hat uns die fatalen
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Folgen einer fehlerhaften Minderheitenpolitik verdeutlich. Gerade vor dem
Hintergrund, daß in der Türkei ein NATO-Mitgliedstaat ist und sich die OSZE
seit Jahren bemüht, in der Türkei zu einer Konfliktlösung zu gelangen, muß es
das Gebot der Stunde sein, daß die türkische Regierung endlich einlenkt und
den Kurden ihre Rechte zusichert," so Anke Spoorendonk abschließend.
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